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Vorwort der Herausgeber 

Am 24. Oktober 1994 konnte Professor Fritz Reichert-Facilides seinen 65. 
Geburtstag feiern. Viele Orte hätten es sein können, die für eine Ehrung dieses 
europäischen Kosmopoliten in Frage gekommen wären - Bremerhaven, Czer­
nowitz/Bukowina, Ann Arbor/Michigan, Hamburg, Florenz (um nur einen 
Teil der wichtigsten zu nennen) . Uns kam die Ehre zu, gleichsam im Sinne ei­
ner präjudiziellen Vorfrageentscheidung Innsbruck als Ort der Feier und Zu­
sammenkunft festlegen zu dürfen. Hier wirkt Fritz Reichert-Facilides seit dem 
Jahr 1970 als ordentlicher Universitätsprofessor für ausländisches Recht und 
österreichisches Privatrecht; an der hiesigen Leopold-Franzens-Universität 
dient er in seiner Funktion als Leiter der Abteilung für Privatrechtsverglei­
chung und Internationales Privatrecht dem nationalen und grenzüberschreiten­
den Wissenschaftsdiskurs. 

Der 65. Geburtstag von Herrn Fritz Reichert-Facilides konnte (noch) nicht 
Anlaß sein, den großen Privatrechtsgelehrten umfassend zu würdigen. Es soll 
und kann denn auch nicht diesem Vorwort obliegen, die Gesamtheit der beein­
druckenden und vielfältigen Stationen sowie Werke von Fritz Reichert-Facili­
des nachzuzeichnen. 

Freunde, Kollegen und Schüler des Jubilars waren am 24. und 25. Oktober 
1994 zusammengekommen, um mit einem Kolloquium Professor Reichert­
Facilides zu ehren. Der vorliegende Band enthält die schriftliche Fassung der da­
mals vorgetragenen Referate sowie Diskussionsbeiträge. Leider konnte das ge­
plante Referat von Professor Fenyves über Versicherungskundenschutz in der 
EG wegen Erkrankung nicht gehalten werden. Die Herausgeber danken 
Herrn Bernhard Lorenz, der - als nunmehr in der Praxis tätiger Schüler des Ge­
ehrten - noch rechtzeitig für die Drucklegung dieses Bandes eine hochaktuelle 
versicherungsrechtliche Abhandlung beigesteuert hat. 

Die letztjährige Tagung stellte den vorläufigen Höhepunkt in einer Reihe 
von Zusammenkünften zum internationalen und europäischen Versicherungs­
und Verbraucherrecht dar, welche der Jubilar mit der unvergeßlichen Tagung 
in Florenz (vgl. Reichert-Facilides/Jessurun d'Oliveira [Ed.], International In­
surance Contract Law in the EC, Kluwer/Deventer 1993) selber initiiert und 
durch ein Symposium am Hamburger Max-Planck-Institut für ausländisches 
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und internationales Privatrecht (vgl. Reichert-Facilides [Hrsg.], Aspekte des in­
ternationalen Versicherungsrechts, Mohr Siebeck/Tübingen 1994) fortgeführt 
hatte. Die Tage von Innsbruck standen sohin sozusagen unter dem Motto »Tri­
logie des Wiedersehens« (- titelmäßig in Anlehnung an ein Theaterstück von 
Botho Strauss). Das wissenschaftliche Gespräch wurde begleitet und würdig­
freundschaftlich abgerundet durch die Verleihung des Großen Silbernen Ehren­
zeichens für Verdienste um die Republik Österreich und weitere Ehrungen des 
Jubilars. 

Herzlich und dankbar verbunden sind wir der Familie von Herrn Professor 
Reichert-Facilides, allen voran seiner liebenswürdigen und ihn die Jahrzehnte 
begleitenden Gattin Bettina Reichert-Facilides geb. Rogge. 

Wir wünschen dem Geehrten weiterhin ungebrochene Schaffenskraft und 
Gesundheit - auf daß das wissenschaftliche und freudschaftliche Gespräch 
noch lange Zeit anhalten möge! 

Basel/Innsbruck, 1. August 1995 Anton K. Schnyder 
Helmut Heiss 
Bernhard Rudisch 
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Einführung in die Thematik 
»Internationales Verbraucherschutzrecht« 

FRITZ REICHERT-FACILIDES 

1. Vorbemerkung 

Das vorliegende Werk, von den Herausgebern und ihren Mitautoren in 
freundschaftlicher und ehrender Weise mir dargebracht, ist keine Festschrift, 
sondern eine »normale« Konferenzdokumentation. Daher darf auch ich selber -
dem Ablauf des Kolloquiums entsprechend - einen Beitrag einbringen. Es 
wird hierbei kein wissenschaftliches Referat geboten, vielmehr nur - als »Ein­
führung in die Thematik« - eine gedankliche tour d'horizon im Vorfeld des in­
ternationalen Verbraucherschutzrechts. 

Der Sache selbst möchte ich meinen von Herzen kommenden Dank voraus­
schicken: an die Veranstalter dieses Kolloquiums und die zu ihm beitragenden 
Kollegen aus Deutschland, Liechtenstein, Österreich und der Schweiz; an die 
hier anwesenden Funktionsträger der Leopold-Franzens-Universität - den 
Herrn Rektor und den Herrn Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät -
für ihre Gastfreundschaft und ihre so herzlichen Begrüßungsworte; an alle Gä­
ste, die mit ihrer Präsenz diese Zusammenkunft bereichern; und an die Sponso­
ren, die mit großzügigen Zuwendungen zur Durchführung dieser Veranstal­
tung beigetragen haben. 

II. Begriflliches und Historisches zum Verbraucherschutzrecht 

1. Begrifiliches 

a) Verbraucher 

Wer ist, rechtlich gesehen, »Verbraucher<~? Dem Wortsinn entspricht es, daß 
es sich um jemanden handelt, der Waren oder Dienstleistungen zum eigenen 
Genuß entgegennimmt. Doch wird nach international verbreitetem Quellen­
und Meinungsstand ein weiteres gefordert, nämlich die Endverbrauchereigen-



2 Fritz Reichert-Facilides 

schaft des zu Schützenden: Der Konsum muß privaten (familiären) und darf 
nicht beruflichen Zwecken dienen•. Dieses Konzept entspricht immerhin der 
allseits anerkannten Kernidee des Verbraucherschutzrechts, wonach es um den 
Ausgleich eines (nicht notwendig individuell gegebenen, sondern typischen) 
Machtgefälles, eben um einen Schutz des Schwächeren geht. 

b) Zusatzmomente 

Die Rechtsverhältnisse, welche einen Verbraucher beriihren, sind fürs erste 
den allgemeinen Regeln über - zum Beispiel - den Kaufvertrag, den Werkver­
trag oder auch die unerlaubte Handlung unterworfen. Damit spezifisch Ver­
braucherrechtliches zum Zuge komme, wird in den einschlägigen - Gesetzes­
oder richterrechtlichen - Quellen auf Zusatzmomente abgehoben, in denen 
sich eben das erwähnte Machtgefälle, in denen sich die besondere Schutzbe­
dürftigkeit gerade des Verbrauchers manifestiert. Hier lassen sich im groben 
zwei Kategorien ausmachen. Zum einen ist es die typische professionelle Überle­
genheit im Hinblick auf Produktgestaltung oder Vertrieb, die einen rechtlichen 
Schutz des Verbrauchers dem Gegner gegenüber geboten erscheinen läßt2• 

Dementsprechend kommt es nach manchen Schutznormen auf die Unterneh­
mer- oder Produzentenstellung des Verbraucherpartners an3• - Zum anderen 
wird einer besonderen Absatzenergie, der sich der Verbraucher ausgesetzt sieht, 
die Schlüsselrolle beigemessen4; hier genügen fallweise auch beiderseitige Pri­
vatgeschäfte. 

c) Entsprechungen: Verbraucher im weiteren Sinne 

Ein Machtgefälle der gekennzeichneten Arten - kraft professioneller Überle­
genheit oder kraft besonderer Absatzenergie eines der Partner - gibt es nun frei-

1 Dazu statt vieler Kroeger, Der Schutz der »marktschwächeren« Partei im Internationalen 
Vertragsrecht (1984) 11-75; Joerges, Verbraucherschutz als Rechtsproblem, Beiheft 51 zur 
ZHR (1981); Medicus, Wer ist ein Verbraucher? in: FS Kitagawa (1992) 471; Reichert-Faci­
lides, Quellen des Versicherungsvertragsrechts: Ein rechtsvergleichender Überblick, in: FS 
Schnorr (1988) 751 (755 bei Fn 32) ; H . W . Weitnauer, Der Schutz des Schwächeren im Zivil­
recht (1975); sowie jüngst die Überlegungen insbesondere bei Rudisch, Grenzüberschreiten­
der Schutz bei Verbrauchergeschäften im Gefüge von internationalem Privatrecht und inter­
nationalem Vertährensrecht, in diesem Werk. 

2 Anschauungsstoff bieten die Anwendungsbereiche des Verbrauchervertragsklauselmiß­
brauchs- und des Produkthaftpflichtrechts: Richtlinie des Rates über mißbräuchliche Klau­
seln in Verbraucherverträgen vom 5. 4. 1993 (93/13/EWG) Abi L 95/29; Erwägungsgründe 
4-6 und 8-9 zur Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte vom 5. 7. 1985 (85/ 
374/EWG) ABI L 210/29. 

3 Beispiele: § 1 Abs 1 österreichisches Konsumentenschutzgesetz, öBGBI 140/1979; Art 
1, 3 und 4 Produkthaftungs-RL (vorige FN) . 

4 Beispiele: Art 29 EGBGB, insbesondere Abs 1 Nr. 1, 3; § 1 HaustürwiderrufSgesetz. 
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lieh auch außerhalb von Rechtsverhältnissen mit Endverbraucherbeteiligung, 
und der Gesetzgeber hat sich mehrfach auch hier zu Schutzregelungen veran­
laßt gesehen. Im Kern entsprechen sie jenen bei »reinen« Konsumentenbezie­
hungen, begünstigen aber eben auch den Gewerbetreibenden, den Landwirt, 
den Freiberufler5. Im Sinne begrifilicher Stringenz ließe sich in dem einen Fall 
von Verbraucherschutz im engeren, im anderen, also bei Nicht-Endverbrau­
chern, von Verbraucherschutz im weiteren Sinne sprechen6 • 

2. Historisches 

Der Verbraucherschutz im gekennzeichneten Sinn als Gegenstand eines das 
öffentliche wie das private Recht übergreifenden Normengefüges ist von jun­
ger Herkunft. Während Arbeiter- und Mieterschutzrecht als wesensverwandte 
Erscheinungen schon nach dem Ersten Weltkrieg zur Blüte gelangten7, läßt 
sich Vergleichbares vom Verbraucherschutzrecht erst für die Zeit nach 1945 aus­
sagen. 8 Einen frühen Markstein in der Entwicklung stellt die Verbraucherbot­
schaft des Präsidenten Kennedy aus dem Jahre 1962 dar.9 In der Folge hat sich 
eine ständige Materialvermehrung ergeben: Rechts- und Rechtserkenntnis­
quellen von legislativem, richterrechtlichem, deskriptivem, einforderndem 
Charakter prägen die Materie in wachsender Breite und Verdichtung. Nicht 
nur nationale Autoritäten, sondern auch EG10 (EU) und die Vereinten Natio­
nen 11 haben sich des Gegenstandes angenommen. 

5 Beispiele: Art 2 Nr 4 der Richtlinie des Rates über Pauschalreisen vom 13. 6. 1990 (90/ 
134 EWG) ABI 1990 L 158/59; s auch das AGBG sowie - als Exotikum - sect 3 par 6 des thai­
ländischen Consumer Protection Act vom 30. 4. 1979. 

6 Veranschaulichung bietet das EuGVÜ in den Vorschriftenblöcken der Art 13-15 (•Zu­
ständigkeit für Verbrauchersachen«) und der Art 7-12a (•Zuständigkeit für Versicherungssa­
chen«) : Hier wird für Endverbraucher (Verbraucher im engeren Sinn nach der hier vorge­
schlagenen Begriffsbildung) und Versicherungsnehmer oder sonstige Versicherungsgegner 
(Verbraucher im weiteren Sinn) eine im Kern völlig konforme Schutzregelung getroffen. 

7 Dazu nur Gchnitzer, Schuldrecht, Besonderer Teil und Schadenersatz (1963) 66ff und 
70f. 

8 Der 1934 erschienen 15. Auflage des Großen Brockhaus waren die Begriffe •Verbrau­
cher• und •Verbraucherschutz« noch unbekannt. 

9 Wiedergegeben bei v. Hippel, Verbraucherschutz3 (1986) 225. 
10 Vgl die (durch die EEA 1987 bzw. den Maastricht-Vertrag 1992 eingefügten) Art 100a 

Abs 3 und 129a EGV sowie die diversen strukturellen Maßnahmen der EG, beschrieben bei 
Krämer, Verbraucherpolitik, in: Groeben/ Thiesing/Ehlermann (Hrsg.), Kommentar zum 
EWG-Vertrag4 (1991) 6357ff (63601) . S auch jüngstens den Beschluß der Kommission zur 
Einsetzung eines Verbraucherausschusses vom 13. 6. 1995 (95/260/EG) ABI L 162/37. 

11 Vgl die 1985 von der UN-Generalversammlung verabschiedeten •Richtlinien für den 
Verbraucherschutz«, wiedergegeben bei v Hippe), Verbraucherschutz3 (1986) 485. 
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III. Rechtspolitisches zum Verbraucherschutz 

1. Wertigkeitsfragen 

Die rechtspolitische Dignität des Verbraucherschutzes pflegt kaum in Frage 
gestellt zu werden. Ich möchte hierzu eine Kontrastaussage zitieren. Franz M. 
Oppenheimer schreibt kürzlich in allgemein kulturkritischem Zusammen­
hang:12 

»Zu oft in der tausendjährigen Geschichte Deutschlands waren seine besten Söhne 
und Töchter wie in Heines unsterblichen Zeilen um den Schlaf gebracht, wenn sie an 
ihr Heimatland dachten. So ist es auch heute. Aber nicht wegen der Waldschrate, die 
von der New York Times und CBS heraufbeschworen werden; nicht wegen der >Wie­
dergeburt des deutschen Militarismus<, >Neonazismus< oder fremdenfeindlichem Rassis­
mus. Die deutlichen und tatsächlichen Gefahren für die Zukunft der deutschen Kultur 
und Demokratie liegen wie in den Vereinigten Staaten und dem übrigen Europa woan­
ders. Nicht beim Nationalismus, der praktisch ausgestorben ist, oder beim Superpatrio­
tismus, der völlig verschwunden ist, sondern im Multikulturismus; nicht im Eliteden­
ken, sondern im Analphabetismus; nicht beim Polizeistaat, sondern in der Kapitulation 
vor den Kriminellen; nicht beim Antisemitismus, sondern im Verschwinden des Glau­
bens überhaupt; nicht in der Verehrung des Staates, sondern der Konsumgüter - kurz, 
tödliche Gefahren sind Konsurnismus, ungezügelter Hedonismus und anarchische 
Nachgiebigkeit.« 

Es ist hier nicht der Raum, auf diese Thesen im einzelnen einzugehen. Im­
merhin: Sie bieten Reflexionswertes. 

2. Schutz des Schwächeren 

a) Relativierungsbedüiftigkeit 

Wer konsumiert, gehört nicht zu den Ärmsten der Armen: Er hat eigene 
Teilhabe an der Güterwelt und hebt sich entscheidend von demjenigen ab, der 
stattdessen Mangel leiden muß. »Westliche« Konsummöglichkeiten kommen 
heute nur einer Minderheit der Weltbevölkerung zugute. Für eine sehr große 
Zahl von Menschen stellt demgegenüber das Entbehren auch lebenswichtiger 
Ressourcen eine daseinsprägende Erfahrung dar. Sie könnten es vielleicht gera­
dezu als zynisch empfinden, wenn man sie mit Verbraucherschutzrecht statt 
mit Verbrauchsgütern bedenkt. Es ist, so gesehen, nur allzu plausibel, wenn für 
Entwicklungsländer eine Unterentwickeltheit einschlägiger Rechtsregeln fest­
gestellt wird. 13 

12 Franz M. Oppenheimer, Konsumismus, ungezügelter Hedonismus, anarchische Nach­
giebigkeit, FAZ v 12. 1. 1994, S 6. 

0 v. Hippe), Verbraucherschutz3 (1986) 16. 
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b) Frühe Gesetzgebung 

Auch im historischen Rückblick zeigt sich, daß in den Genuß von Vorschrif­
ten der uns hier beschäftigenden Art nicht unbedingt Personen von sozialer Be­
dürftigkeit gekommen sind. Ein gutes Beispiel stellt - Verbraucher im weiteren 
Sinn, s oben II 1 c, betreffend - das Privatversicherungsrecht dar. Es wies in 
Deutschland, in Österreich und der Schweiz schon" zu Beginn dieses Jahrhun­
derts Züge auf, wie sie das heutige Verbraucherschutzrecht juristisch kenn­
zeichnen, etwa in der Gestalt von Beschränkungen der Vertragsfreiheit zugun­
sten des Versicherungsnehmers. Wer waren nun aber die Versicherungsnehmer 
der damaligen Zeit? Sie zählten sicher nicht zu den notleidenden Volkskreisen, 
sondern zu jenen, bei denen es Vermögen zu schützen galt - agrarisches, ge­
werbliches, privates - und denen auch politische Potenz zu eigen war; vermut­
lich mehr als der Versicherungswirtschaft selbst.14 

c) Demokratiepolitische Aspekte 

Von den Verhältnissen des »bürgerlichen« Zeitalters der Jahrhundertwende 
läßt sich unschwer eine gedankliche Brücke zur egalitären Gegenwart schlagen. 
Die eingangs zitierte Verbraucherschutzbotschaft von]. E Kennedy beginnt mit 
den Worten: »Consumers, by definition, include us all«, - jeder von uns ist Ver­
braucher. Das gibt dieser Figur in der Demokratie eine starke Machtstellung. Et­
was anders gesehen läßt sich feststellen , daß vom Verbraucherschutz in den Staa­
ten westlicher Prägung geradezu eine systemstabilisierende Wirkung ausgeht, 
und zwar zufolge des umfassenden Konsenses, dessen die Protagonisten dieser 
Materie sich sicher sein können. Das verdient übrigens keine Negativbewer­
trmg, - jedenfalls aus der Sicht dessen, der sich zum eigenen politischen und wirt­
schaftlichen System bekennt, zugleich auch der industriestaatlichen Entwick­
lungspolitik eine globale Wohlstandsförderung aufgetragen sieht. Es gilt - geo­
graphisch so ausgreifend wie möglich - auf Konsumverhältnisse hinzuwirken, 
die begleitende Verbraucherschutzrechte ehestens unverzichtbar machen. 

IV. Privatrechtliches zum Verbraucherschutz 

1. Vorbemerkung 

Von rechtspolitischen Erwägungen abgesehen, ist jedenfalls zu konstatieren, 
daß Verbraucherschutzrecht heute einen fest gegründeten Bestandteil unseres 
positiven Rechts darstellt, und zwar im Sinn eines systemübergreifenden Inbe-

14 Vgl dazu den Bericht von Flessner/ Kötz, Sozialstaat und Privatrecht - Deutsch-schwe­
disches Juristenkolloquium, RabelsZ 1965, 805. 
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griffs von Rechtssätzen, die eben vom Regelungsgegenstand des Verbraucher­
schutzes her zusammengehalten werden. - Im folgenden wird die privatrechtli­
che Seite in den Vordergrund gerückt. Das bietet sich im Blick auf den entspre­
chenden Gehalt der Referate dieses Kolloquiums an, wird aber zugleich dem 
Umstand gerecht, daß die rechtliche Schutzbedürftigkeit des Verbrauchers es 
in besonderem Maße mit seiner Stellung als Partner eines zivilistischen Rechts­
verhältnisses zu tun hat. 

2. Schutz des Schwächeren in verbraucherprivatrechtlicher Sicht 

a) Grundlage 

Auch für die Privatrechtsregeln des Verbraucherschutzes ist Legitimations­
grundlage ein Schutz des Schwächeren. Es bedarf freilich der näheren Besin­
nung darauf, was (negativ) diesen Schutzaspekt nicht ausmacht, was demgegen­
über (positiv) als seine eigentlichen Elemente anzusehen sind. 

b) Negativ: Irrelevante Faktoren 

Für das spezifische Verbraucherschutzrecht ist unerheblich, ob der in Rede 
stehende Vorgang sich für den schwächeren Partner als »ungewöhnlich bela­
stend« darstellt. 15 Im Gegenteil betriffi wichtiges Erkenntnismaterial zum (in­
ternational)privatrechtlichen Verbraucherschutzrecht solche Trivialitäten wie 
den Kauf von Bettzubehör.16 - Des weiteren ist eine wie immer geartete Ver­
werflichkeit, ist auch nur vorwerfbares Verhalten aufseiten des Verbraucherpart­
ners nicht erforderlich. 

c) Positiv: Ausschlaggebende Elemente 

Positiv geht es demgegenüber, was Charakteristik und Legitimation von 
spezifischem Verbraucher(privat)recht anlangt, allein um die Verbraucherstel­
lung des Begünstigten (oben I 1 a, c) und um solche Zusatzmomente, wie sie 
für ein Machtgefälle zwischen den Parteien und damit für die besondere 
Schutzbedürftigkeit der einen Seite prägend sind (und vom Gesetzgeber in sol­
cher Qualität akzeptiert werden). Im Sinne einer Grobgruppierung wurden 
oben (I 1 b) eine professionelle Überlegenheit im Hinblick auf Produktgestal­
tung und Vertrieb einerseits, eine besondere Absatzenergie andererseits heraus-

15 So eines der - zwei - Schutzkriterien der unlängst ergangenen Entscheidung des deut­
schen Bundesverfassungsgerichtes zum Bürgschaftsrecht; doch ging es dort gerade nicht um 
Verbraucherpositionen, sondern um den Privatrechtsschutz des Schwächeren im allgemei­
nen, BVerfG 19. 10. 1993,JZ 1994, 408. 

16 Vgl die •Kauf im Ausland•-Entscheidung des BGH vom 15. 11 . 1990, IPRax 1992, 45. 
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gehoben. Die Beispiele hierfür17 betreffen gerade das Privatrecht (und das Zi­
vilprozeßrecht) . 

d) Vertrags- und Deliktsgerechtigkeit als legitimierende Zielsetzung besonderen 
Verbraucherprivatrechts 

Generalisierend läßt sich feststellen: Verbraucherprivatrecht hat es mit Ab­
weichungen von dem fürs Privatrecht prägenden Idealmodell zweier gleich 
starker Partner des regelungsbedürftigen Lebensverhältnisses zu tun. Es handelt 
sich um typisierbare Fallgestaltungen des Privatrechtsverkehrs, in denen eine 
»strukturelle Unterlegenheit« des einen Teils dem anderen gegenüber feststell­
bar ist. 18 Der Ausgleich solcher Machtunterschiede gehört nach heutigem 
Rechtsverständnis in den Rahmen der iustitia commutativa - sei es im Sinne 
von Vertrags-, sei es von Deliktsgerechtigkeit; letzterer etwa dadurch Genüge 
geschehend, daß eine gegenüber der normalen unerlaubten Handlung erwei­
terte, nicht abdingbare Schadenshaftung des Verursachers vorgesehen wird. 19 

3. Verhältnis zwingender Schutznormen zueinander 

Privatrechtlicher Schutz des Schwächeren wurde schon vor dem Erlaß spe­
zieller Verbrauchergesetze über eine Generalklauselhandhabung (in Deutsch­
land: §§ 138, 242 BGB) erstrebt und erreicht. Dieser Weg bleibt nach meiner 
Auffassung auch künftig insoweit offen, als das Spezialrecht Lücken aufweist. 
Anders ausgedrückt: Solche Lückenhaftigkeit darf nicht kraft eines argumen­
tum e contrario. zu der Annahme führen, der Gesetzgeber habe für diesen Be­
reich einen besonderen Schutz des Schwächeren nicht gewollt. - Gedanklich 
verwandt ist im internationalen Schuldvertragsrecht die Anwendung zwingen­
den Schutzrechts mit internationalem Anwendungsanspruch (vgl Art 34 
EGBGB) auch dort, wo im konkreten Fall nur diesem, nicht aber dem Tatbe­
stand der besonderen Verbraucherschutznorm des Art 29 Abs 1, 2 EGBGB ent­
sprochen wird. 20 

17 S oben FN 2-6. 
18 So BVerfG 19. 10. 1993,JZ 1994, 408, 410. 
19 Vgl die Regeln des Produkthaftpflichtrechts. 
20 BGH 26. 10. 1993, RIW 1994, 154 (mit Besprechung von W.-H. Roth, Verbraucher­

schutz über die Grenze, RIW 1994, 275) . 
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4. Desiderien zur Rechtsentwicklung 

a) Berücksichtigung von Zielkoriflikten 

Es muß bei allem auch die immanente Konfliktsträchtigkeit des Verbraucher­
schutzes gesehen werden. So können scheinbare Fortschritte auf der einen Sei­
te spürbare Nachteile für Schutzbedürftige auf der anderen im Gefolge haben. 
Offenkundig ist es zum Beispiel, daß Verbraucherschutz zu einer Produktver­
teuerung, wenn nicht Produktverknappung führen kann. 21 Anschauungsmate­
rial bieten die - nach europäischen Vorstellungen - exorbitant hohen Schadens­
ersatzsummen, welche in den Vereinigten Staaten bei ärztlichen Kunstfehlern 
(und auch sonst) zugesprochen zu werden pflegen. Sie sind im konkreten Fall 
dem betroffenen Konsumenten der medizinischen Dienstleistung offenkundig 
von Nutzen. Wenn aber von ihnen her eine Verteuerung des Haftpflichtversi­
cherungsschutzes - bis hin zur Unerschwinglichkeit - droht, so kann eine ad­
äquate ärztliche Versorgung selbst in Frage gestellt werden. 

b) Privatrechtliche statt öffentlichrechtlicher Remedien 

Ich komme auf meine Bemerkung betreffend die Bedeutung gerade des Pri­
vatrechtes für den Verbraucherschutz zurück (oben III 1). Verbraucherschutz 
sollte sich soweit wie möglich mittels privatrechtlicher Instrumentarien und 
nicht durch obrigkeitliche Eingriffe in die Sphäre des »mündigen Bürgers« ver­
wirklichen. Insofern ist es zum Beispiel zu begrüßen, daß die Informations­
pflichten - nach nicht einhelliger, aber überzeugenderer Konzeption dem Pri­
vatrecht zuzuordnen - 22 als konstitutives Element des Verbraucherschutzrech­
tes mehr und mehr eine Rolle spielen. Auch eine Indienstnahme rechtsge­
schäftlicher Formvorschriften als Instrument des Verbraucherschutzes ist posi­
tiv zu bewerten.23 

V. Internationales Verbraucherschutzrecht als Gegenstand des 
Kolloquiums 

Die praktische wie theoretische Bedeutung einer grenzübergreifenden 
Rechtsbefassung mit dem Konsumentenschutz bedarf heute keiner Erläute­
rung mehr. Die Wahl des Gegenstandes für dieses Kolloquium spricht für sich. 

21 S schon die Gedanken bei Reichert-Facilides, Versicherungsverbraucherschutz und In­
ternationales Privatrecht, FS Reimer Schmidt (1976) 1023, 1024. 

22 Reichert-Facilides, Informations- und Beratungspflichten des Versicherers: Privat­
oder aufsichtsrechtliche Zuordnung? VW 1994, 561. 

23 S den Beitrag von Heiss, Formvorschriften als Instrument europäischen Verbraucher­
schutzes, in diesem Werk. 
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Dabei werden in seinem Rahmen alle Einzelrechtsbereiche berührt werden, 
die dem Generalthema zuzuordnen sind: Das Kollisionsrecht kommt heute in 
den Referaten von Jürgen Basedow, Wulf-Henning Roth, Anton K. Schnyder 
und Christian von Bar, sodann, bei den morgigen Verhandlungen, in denen 
von Kurt Siehr, Karl Kohlegger und Bernhard Rudisch zur Geltung. Materiell­
rechtsvergleichendes ist von Helmut Heiss und Franz Rederer zu erwarten. ln­
terrelationen schließlich von Verbraucherschutz- und Europarecht bieten die 
Themen von Attila Fenyves24 und Gottfried Schiemann. Mit großer Spannung 
kann man dem Ablauf der Tagung entgegensehen. 

24 Attila Fenyves konnte leider wegen Erkrankung sein Referat nicht halten. Statt seiner 
hat für die vorliegende Veröffentlichung freundlicherweise Bernhard Lorenz einen Beitrag 
zur Verfügung gestellt; in diesem geht es gleichfalls um Interrelationen von Verbraucher­
schutz- und Europarecht: •Kundenschutz durch Regulierung der Versicherungsvennitt­
lung: Eine ökonomisch-rechtsvergleichende Analyse aktueller europarechtlicher Entwick­
lungen«. 



Materielle Rechtsangleichung und Kollisionsrecht 

JÜRGEN BASEDOW 

l. Gemeinschaftsrechtliche Kollisionsnormen 
und die Systematik des IPR 

Im deutschen Sprachraum hat sich Fritz Reichert-Facilides als einer der er­
sten mit den Problemen von Kollisionsnormen befaßt, die in Richtlinien der 
Europäischen Gemeinschaft enthalten sind. Seinem besonderem Interesse für 
das internationale Versicherungsvertragsrecht und die kollisionsrechtlichen 
Aspekte des Verbraucherschutzes sind umfassende Arbeiten zum Internationa­
len Privatrecht der Versicherungsrichtlinien zu verdanken 1• Inzwischen ist all­
seits bekannt, daß es sich bei den Kollisionsnormen der Versicherungs-Richtli­
nien nicht um Eintagsfliegen handelte. Wulf-Henning Roth hat unlängst in ei­
ner literarischen Bestandsaufnahme eine eindrucksvolle Anzahl von Verwei­
sungs- und Abgrenzungsnormen des sekundären Gemeinschaftsrechts nachge­
wiesen2. Sie gehen über den Verbraucherschutz weit hinaus, berühren in vielfäl­
tiger Weise das Privatrecht und sind über die gesamte Gemeinschaftsrechtsord­
nung verstreut. Ihre innere Kohärenz ist freilich auf den ersten Blick gering: sie 
bilden einen Fleckenteppich, dessen Muster sich dem Betrachter nicht recht er­
schließen will, der Rätsel aufgibt und gerade deshalb zur inneren Durchdrin­
gung und Systematisierung einlädt. Darum soll es in den folgenden Ausführun­
gen gehen. 

Kollisionsnormen werden auf vielfältige Weise systematisiert. Man unter­
scheidet autonome und völkervertragliche Kollisionsnormen, offene und ver-

1 Fritz Reichert-Facilides, Zur Kodifikation des deutschen internationalen Versicherungs­
vertragsrechts: IPRax 1990, 1-18; ders., Gesetzesvorschlag zur Neuregelung des deutschen 
Internationalen Versicherungsvertragsrechts: VersR 1993, 1177-1182; ders.(Hrsg.), Aspekte 
des internationalen Versicherungsvertragsrechts im Europäischen Wirtschaftsraum (1994); 
Ham Ulrich ]essunm d'Oliveira/Fritz Reichert-Facilides (Hrsg.), International Insurance Con­
tract Law (1993). 

2 Wu!f-Henning Roth, Angleichung des !PR durch sekundäres Gemeinschaftsrecht: IPRax 
1994, 165-174. 
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